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Vernehmlassung zum Kantonsratsgesetz (KRG) und Geschäftsordnung des Kantonsrates (GO KR), 

Teilrevision (digitale Transformation) 

 

Sehr geehrter Herr Kantonsratspräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Büros des Kantonsrates 

 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Entwurf der Teilrevision Kantonsratsgesetzes und der 

Geschäftsordnung des Kantonsrates Stellung zu nehmen. Gerne tun wir das wie folgt: 

 

1. Grundsätzliche Bemerkungen und Anträge 

a. Titel der Vorlage 

Hauptthemen der vorliegenden Revision sind die Digitalisierung, die Optimierung des Ratsbe-

triebs sowie die Entschädigungen der Ratsmitglieder. Der Titel der Teilrevision suggeriert, dass es 

vornehmlich um die digitale Transformation geht. Dies ist nicht der Fall.  

 

Antrag: Wir beantragen, den Subtitel «(digitale Transformation)» wegzulassen, weil die politische 

Bedeutung der Einführung der Grundentschädigungen des Kantonsrates deutlich höher liegen 

dürfte. Damit kann dem Verdacht eines «Etikettenschwindels» vorgebeugt werden. 

 

b. Grundanliegen der Teilrevision 

Wir begrüssen grundsätzlich die weitestgehende Ablösung der Papierform für die Geschäftsab-

wicklung durch elektronische/digitale Formen. 

Die Schaffung einer neuen Kommission für die Aufsicht über die verwaltungsunabhängigen Be-

hörden wie die Gerichte und Schlichtungsbehörden, die Finanzkontrolle und der Datenschutzbe-

auftragte macht aus unserer Sicht Sinn. Die Gerichte werden als unabhänigige Behörden im Sinn 

der Gewaltenteilung respektiert. Der Kantonsrat als Vertretung des Volkes soll ein Instrument ha-

ben, um die Kommunikation zwischen der Legislative und der Judikative zu pflegen und organisa-

torische Fragen wie Budget, Strukturen und personalbezogene Angelegenheiten von Gerichtsper-

sonen, welche von der Legislative gewählt sind, vorzuberaten. Insbesondere soll die Rechtspflege-

kommission für die Antragstellung an den Kantonsrat im Fall einer Amtsunfähigkeit zuständig 
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sein. Es ist jedoch nicht auszuschliessen, dass es noch ein Koordinationsgremium braucht zwi-

schen der in der neuen Kantonsverfassung stipulierten Wahlvorbereitungskommisson und der 

neuen Rechtspflegekommission. Dieses ist möglichst klein zu halten und pragmatischen Ansätzen 

der Kommunikation folgen. 

Die Absicht, eine Grundentschädigung für die Mitglieder des Kantonsrates einzuführen, erachten 

wir als zu wenig durchdacht. Ebenfalls erachten wir den Zeitpunkt im Zusammenhang von finanzi-

ellen Entlastungsprogrammen als falsch gewählt. Es ist nicht nachvollziehbar, dass der Kantonsrat 

sich genau in diesem Zeitpunkt deutlich mehr Entschädigungen ausrichten würde. 

 

2. Nicht aufgenommene Anliegen 

Das Büro des Kantonsrates listet im erläuternden Bericht einige nicht aufgenommene Anliegen 

auf und begründet den Verzicht auf Regelungen. Wir teilen den Verzicht auf die nicht aufgenom-

menen Anliegen mit zwei Ausnahmen: 

 

a. Frist zur Beantwortung einer Motion 

Die Motion ist nebst der parlamentarischen Initiative das stärkste Mittel des Parlamentes, Ände-

rungsbedarf an der Verfassung oder Gesetzgebung zu veranlassen. Es kann unseres Erachtens 

nicht sein, dass der Kantonsrat bei der Frage der zeitlichen Umsetzung auf das Wohlwollen oder 

zeitlich anders gelagerten Gesetzgebungsvorhaben des Regierungsrates angewiesen ist. Wir ver-

langen eine Behandlungsfrist für Motionen, an welche der Regierungsrat gebunden ist. Wir schla-

gen eine Formulierung in Anlehnung an das Geschäftsreglementes des Kantonsrates St. Gallen 

vor, wobei die Behandlungsfrist aufgrund der kleineren Kantonsgrösse und der kürzeren Wege 

auf zwei Jahre angesetzt werden kann. 

 

Antrag: Wir beantragen, Art. 58 Abs. 1 des Kantonsratsgesetzes neu wie folgt zu formulieren: 

«Durch eine erheblich erklärte Motion wir der Regierungsrat beauftragt, innerhalb von zwei Jah-

ren den Entwurf für eine Änderung der Kantonsverfassung oder für den Erlass oder die Änderung 

von Gesetzen, kantonsrätlichen Verordnungen und Beschlüssen vorzulegen.» 

 

b. Selektiver Verzicht auf die Volksdiskussion 

Wir haben den Eindruck, dass der Text im erläuternden Bericht des Büros des Kantonsrates aus 

einem älteren Dokument stammt und nicht aktualisiert wurde. Jetzt ist der Zeitpunkt nach der Be-

schlussfassung über die neue Kantonsverfassung da. Diese tritt am 1. Januar 2027 und damit vor 

der vorliegenden Teilrevision der Geschäftsordnung des Kantonsrates in Kraft und der Rege-

lungsbedarf kann hier umgesetzt werden. 

Art. 97 Abs. 1 der neuen Kantonsverfassung lautet: «Das Gesetz regelt die Grundzüge der Organi-

sation und des Geschäftsverkehrs des Kantonsrates. Es sieht eine Volksdiskussion vor.» Damit be-

steht die Aufgabe, im Gesetz die detaillierte Ausgestaltung der Volksdiskussion zu regeln. 

 

Antrag: Im Kantonsratsgesetz ist eine Regelung zu prüfen, nach welcher bei Beschlussgegenstän-

den, bei denen der Kantonsrat kein wesentlicher Entscheidungsspielraum zukommt (insbeson-

dere unbestrittene Konkordate), auf eine zweite Lesung und damit auf eine Volksdiskussion ver-

zichten werden kann. Als Ansatzpunkt könnte einerseits eine Auflistung solcher Beschlussgegen-

stände dienen. Andererseits ist unseres Erachtens auch ein Mass der «Unbestrittenheit», z.B. ein 

bestimmtes Quorum von Nein-Stimmen (z.B. fünf oder zehn Stimmen) in der ersten Lesung mög-

lich, nach welchem über die Durchführung einer Volksdiskussion entschieden würde. 

Die Regelung der Volksdiskussion ist im Kantonsratsgesetz zu formulieren, damit die Referen-

dumsfähigkeit gegeben ist. 
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3. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen der Teilrevisionen 

Unsere weiteren Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen der Teilrevision des Kantons-

ratsgesetzes und der Geschäftsordnung des Kantonsratsgesetzes entnehmen Sie bitte den beige-

fügten «Antwortformularen». 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung und unseren Anträgen. 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Sig. Mathias Steinhauer 

Präsident EVP Appenzell Ausserrhoden 


